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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0441/03
von Teresa Almeida Garrett (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft:Schließung des Unternehmens "C&J Clark - Schuhfabrik" in der Gemeinde Castelo de Paiva, 
Portugal

Das multinationale Unternehmen „C&J Clark – Fábrica de Calçado, Lda.“ in der Gemeinde Castelo 
de Paiva in Portugal kündigte am 10. Januar 2003 die Schließung seiner Fabrik an, in der 588 
Arbeitnehmer beschäftigt sind, die dann arbeitslos werden.

Der Beschluss, die Fabrik zu schließen, wird vom Unternehmen selbst durch die „Einfuhr von 
Oberleder für Schuhe aus Indien und Rumänien gerechtfertigt, um so eine wettbewerbsfähige 
Preisstruktur aufrechtzuerhalten“ (laut einer Pressemitteilung der Unternehmensverwaltung von Clark 
vom 10.1.2003).

Das Unternehmen „C&J Clark“ ließ sich 1988 in Castelo de Paiva nieder und erhielt sowohl nationale 
als auch Gemeinschaftsbeihilfen, wobei es im Mai 2000 ein Protokoll mit der Gemeindeverwaltung 
abgeschlossen hat, in dem es sich verpflichtete, die Schuhfertigung bis mindestens 2007 
aufrechtzuerhalten, und die Gemeindeverwaltung dem Unternehmen im Gegenzug beträchtliche 
öffentliche Investitionen zusicherte.

Castelo de Paiva ist eine Gemeinde im Innern Portugals in einem in wirtschaftlicher Hinsicht äußerst 
strukturschwachen Gebiet, so dass die Schließung dieses Unternehmens verheerende wirtschaftliche 
und soziale Auswirkungen haben wird.

In Anbetracht der Tatsache, dass dieser Beschluss über die Schließung des Unternehmens der sozialen 
Verantwortung der Unternehmen zuwiderläuft, wird die Kommission um folgende Auskünfte 
gebeten:

- Welche Beträge an Gemeinschaftsmitteln wurden dem Unternehmen Clark – Schuhfabrik von 
Castelo de Paiva zugewiesen, und zu welchem Zeitpunkt?

- Welche Bedingungen musste das Unternehmen im Rahmen der Zuweisung der 
Gemeinschaftsmittel erfüllen?

- Falls das Unternehmen „C&J Clark“ gegen die Verpflichtungen im Zusammenhang mit der 
Gewährung von Fördermitteln der Gemeinschaft verstoßen hat, wie gedenkt die Kommission dann zu 
reagieren, um die Schließung des Unternehmens zu verhindern und die Aufrechterhaltung der 
Schuhfertigung zu gewährleisten und folglich die Arbeitsplätze zu erhalten?

- Welche politischen Maßnahmen gedenkt die Kommission schließlich zu ergreifen, um 
ähnliche Situationen wie die zu vermeiden, dass sich Unternehmen im Gebiet der Europäischen Union 
niederlassen, dafür Gemeinschaftsmittel erhalten und dann nach Ausschöpfung der damit 
verbundenen Vorteile und Gewinne, vor allem im Bereich der Humanressourcen, ihre Tätigkeit 
verlagern, und um dann dieses Vorgehen letztendlich zu bestrafen?


